
Vierzig Jahre Allgemeine
Erklarung der Menschenrechte

Im Schatten des Volker-
und Menschenrechts

Im letzten Jahr wurde allerorts das 40Phrige Jubilaum der Verabschiedung der Allgemeinen Erkla-
rung der Menschenrechte gefeiert. Damit aber darf dieses Thema nicht abgehakt sein. Um auf dessen
bleibende Aktualitat und die Notwendigkeit einer Weiterentwicklung in Richtung Selbstbestimmungs-
recht der VOlker und Schutz von ethnischen Minderheiten hinzuweisen, verOffentlicht "forum" nach-
stehenden Beitrag von Alex Diederich . Wir haben ihn unwesentlich gekiirzt aus der bundesdeutschen
Zeitschrift "Kommune" (Nr.7/1988) iibernommen.

Vor vierzig Jahren, am 10. Dezember 1948, verab-
schiedete die damals in Paris tagende Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen als Resolution
217/A (111) die "Allgemeine Erklarung der Men-
schenrechte". Bci der Abstimmung enthielt sich die
UdSSR der Stimme, mit der im Rackblick nicht be-
streitbaren Begrundung, daB die Menschenrechtser-
klarung weder das Selbstbestimmungsrecht der
VOlker proklamiere noch einen Minderheitenschutz
gewahrleiste. Obwohl die Menschenrechtserklarung
besondere, "vOlkermoralische" Bedeutung erlangte
(einen "rechtsverbindlichen Akt" stellt sie nicht dar),
wurde in den folgenden Jahrzehnten noch deutlich,
dab die von der Sowjetunion gerugten Mangel far
Minderheiten und Volksgruppen tatsachlich Folgen
haben warden, daB sie namlich Schwierigkeiten
haben wiirden, als Subjekte im Sinne des VOlker-
rechts und damit als NutznieBer des Menschenrechts-
schutzes der Vereinten Nationen anerkannt zu
werden. Die Behebung dieser Mangel durch neue,
erganzende Konventionen wurde zu einem langwie-

rigen ProzeB, der bis heute noch nicht abgeschlossen
ist.

Um zu ermessen, was es bedeutet, daB die Menschen-
rechtserklarung urspriinglich den Minderheiten-
schutz und das Selbstbestimmungsrecht nicht an-
sprach, sondern sich nur auf die sogenannten "klas-
sischen" Menschenrechte bezog (Freiheit und Schutz
des Individuums vor staatlicher Willkiir), muB man
sich Zahlen vor Augen halten, die 1974 auf einer
Konferenz der "Australasian Political Studies Asso-
ciation" in Brisbane (Australien) verOffentlicht
wurden, und die nichts von ihrem Gewicht verloren
haben. Diese Zahlen zeigen, daB das Potential fiir Na-
tionalitatenkonflikte (also die Art von Konflikten, zu
deren Schlichtung der Inhalt der Menschenrechtser-
klarung nichts hergibt) im ausgehenden 20. Jahrhun-
dert vicl groBer ist, als allgemein angenommen. Die
in Brisbane vorgelegte Studie beschaftigte sich mit
der ethnischen Zusammensetzung der Staaten der
Welt. Zum Zeitpunkt der Studie waren nur neun
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Prozent der Staaten ethnisch homogen. In neunzehn
Prozent der Staaten existierte ein Mehrheitsvolk, das
mehr als neunzig Prozent der Bevolkerung stellte, in
weiteren neunzehn Prozent eines, das zwischen fiinf-
undsiebzig und neunundachtzig Prozent stellte, und
in dreiundzwanzig Prozent der Staaten eines zwi-
schen funfzig und vierundsiebzig Prozent. In gut
dreiBig Prozent der Staaten (1974 ungefahr 39
Staaten) stellte keine der dort lebenden ethnischen
Gruppen allein die Mehrheit.(1)

Das Zusammenleben von ethnisch verschiedenen
Gruppen in einem Staat hat sich in der Praxis bisher
nur in den allerseltensten Fallen als problemlos er-
wiesen, und im Zuge der auf der ganzen Welt zu be-
obachtenden Riickbesinnung auf eigene kulturelle
Traditionen und Identitaten ertiffnet sich die Aus-
sicht, daB ethnisch motivierte Konflikte in naher
Zukunft endgiiltig den ideologisch bestimmten den
Rang ablaufen werden. Auf diesem Hintergrund
wiegen die Mangel in der Menschenrechtsarbeit der
Vereinten Nationen, die ihren Ausgang in der Men-
schenrechtserklarung nahmen, schwer.

Menschenrechte und Selbst-
bestimmungsrecht: fur wen?

"(1) Alle VOlker haben das Recht auf Selbstbestim-
mung. Kraft dieses Rechtes entscheiden sie frei fiber
ihren politischen Status und gestalten in Freiheit ihre
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung.

(2) Alle Volker IcOnnen fur ihre eigenen Zwecke frei
fiber ihre natiirlichen Reichtiimer und Mittel verfii-
gen, unbeschadet aller Verpflichtungen, die aus der
internationalen wirtschaftlichen Zusammenarbeit
auf der Grundlage des gegenseitigen Wohles sowie
aus dem Wilkenecht erwachsen. In keinem Fall darf
ein Volk seiner eigenen Existenzmittel beraubt
werden.

(3) Die Vertragsstaaten, einschlieBlich der Staaten,
die fur die Verwaltung von Gebieten ohne Selbstre-
gierung und von Treuhandgebieten verantwortlich
sind, haben entsprechend der Charta der Vereinten
Nationen die Verwirklichung des Rechts auf Selbst-
bestimmung zu fordern und dieses Recht zu achten."

(Artikel 1 des Weltpakts fur wirtschaftliche, soziale
und kulturelle Rechte der Vereinten Nationen vom
16. Dezember 1966, im Wortlaut identisch mit
Artikel 1 des Weltpakts fur biirgerliche und politi-
sche Rechte gleichen Datums.) (2)

Diese 1976 in Kraft getretene Konvention der Ver-
einten Nationen, die von der UN-Generalversamm-
lung einstimmig verabschiedet worden war, bietet
die bis heute weitreichendste vOlkerrechtliche Fixie-
rung des Selbstbestimmungsrechts der VOlker, und
sie stellt gleichzeitig eine Festschreibung dieses
Selbstbestimmungsrechtes als Teil der Menschen-
rechte dar. Man kOnnte meinen, in Verbindung mit
der Allgemeinen Erklarung der Menschenrechte und
den verschiedenen , in spateren Jahren von den Ver-
einten Nationen, anderen internationalen Organisa-
tionen wie der ILO (International Labour Organiza-

Lion) oder der UNESCO, und auch von regionalen
Zusammenschliissen wie dem Europarat oder der
OAU (Organisation fur Afrikanische Einheit) verab-
schiedeten Deklarationen und Konventionen (3)
biete dieser Pakt eine Handhabe fur Minderheiten,
Volksgruppen und eingeborene VOlker, denen auf
die eine oder andere Weise ihr Selbstbestimmungs-
recht vorenthalten oder beschnitten wird, die "Tater"
(Staaten, Staatengemeinschaften, Industriekonzerne
usw.) vor der Gemeinschaft der VOlker anzuklagen.
Diese Auffassung findet sich nicht nur bei Betroffe-
nen, sondern vielleicht noch ausgepragter bei Vertre-
tern von Menschenrechtsorganisationen.

Leider handelt es sich hierbei um eine gutgemeinte
Illusion, die zweierlei iibersieht. Erstens stellt der zi-
tierte Pakt eher Grundsatze auf, als daB er rechtliche
Anspriiche begrundet. Ahnliches gilt fur die meisten
Konventionen der Vereinten Nationen, auch fur die
Allgemeine Erklarung der Menschenrechte, fiber die
der Osterreichische VOlkerrechtler Felix Ermacora
schrieb, sie sei "kein rechtsverbindlicher Akt:
niemand kann auf sie durchsetzbare Anspriiche
stiitzen" (4). Zweitens: zwar ist es als positives Er-
eignis zu wurdigen, daB es uberhaupt zu einem Zu-
sammenschluB von Staaten gekommen ist, der eine
Plattform fur Gesprache zwischen Staaten bietet und
zumindest eine gewisse vOlkermoralische Rolle
spielen kann, aber angesichts der heterogenen Zu-
sammensetzung der Mehrzahl der Staaten muB im
Auge behalten werden, daB es sich bei den Vereinten
Nationen urn "Nationen" nach europaisch-abendlan-
dischem Muster handelt. Die Vereinten Nationen
waren als ZusammenschluB (und Festschreibung der
Grenzen!) der bei ihrer Grundung existierenden
Staaten beziehungsweise der im Zuge der sogenann-
ten Entkolonialisierung zu schaffenden Staaten kon-
zipiert worden, was viele VOlker und Volksgruppen
ausschloB.

Viele VOlker mit anderer, nicht auf dem Phanomen
"Staat" beruhender politischer Tradition (also die
Mehrzahl der heute unter dem Begriff "indigenous
peoples" zusammengefaBten Volker, zum Beispiel
die indianischen Ureinwohner des amerikanischen
Kontinents, die Aborigines in Australien, die Sarni in
Skaninavien, die VOlker der sowjetischen Arktis)
oder VOlker, die zum Zeitpunkt der Entstehung der
Vereinten Nationen schon lange als Minderheit ver-
streut fiber das Territorium anerkannter Staaten
lebten (wie zum Beispiel die Kurden in der UdSSR,
dem Iran, Irak, der Tiirkei und Syrien), ethnische,
sprachliche und kulturelle Gemeinschaften also, die
sich selbst als "Volk" verstehen, haben mit groBen
Schwierigkeiten zu kampfen, um auch nur im ent-
ferntesten als vOlkerrechtlich legitimierte Trager des
Selbstbestimmungsrechts akzeptiert zu werden. (5)
Die Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechts
"scheint durch die Staatenpraxis lediglich auf den
EntkolonialisierungsprozeB beschrankt", bemangelt
Professor Ermacora (6), wobei aber sogar unter "Ko-
lonialismus" fast ausschlieBlich die Beherrschung
auBereuropaischer Territorien durch westliche
Staaten verstanden wurde und wird! (...)
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Zeichnung: Behrendt

Physischer VOlkermord
(Genozid)
Gruppen, die kollektiven VerfolgungsmaBnahmen
ausgesetzt sind, wie zum Beispiel die Bevolkerungs-
gruppe der Tamilen auf Sri Lanka oder noch Ende
der sechziger Jahre indianische Volker des siidame-
rikanisch en Tieflands wie die Ache in Paraguay, oder
Volker, die unter Oekozid, UmweltzerstOrungen
groBen AusmaBes, zu leiden haben, wie die polyne-
sischeUrbevOlkerung der franzOsischen Kolonien im
Stidpazifik (wo die Franzosen ihre Atomtests durch-
fiihren) oder die verschiedenen vom Uranabbau be-
drohten und geschadigten indianischen Volker der
USA und Kanadas, verwenden wie die Vertreter sie
unterstiitzender Menschenrechtsorganisationen oft
die Begriffe "Genozid" oder "genozid-ahnliche Tat",
urn vor der Gemeinschaft der Volker Anklage zu
erheben. Auch mit diesen Begriffen verbinden sich
manche wirklichkeitsferne Vorstellungen.

Werfen wir deshalb einen kurzen Buick auf ihre Ge-
schichte. Das Begriffsfeld, also der Gedanke, der
Angriff auf die Existenz einer kollektiven Gruppe
von Menschen stelle im Sinne des VOlkerrechts eine
Straftat dar, wurde von VOlkerrechtlern aus dem
Umfeld des Völkerbundes ("Societe des Nations") in
den dreiBiger Jahren gepragt, das Wort "Genozid"
selber, 1944 von dem britischen Juristen Rafael
Lemkin. Im Sinne seiner Schopfer sollten beide aus-
nahmslos alle Tatbestande der Diskriminierung und
Unterdruckung von rassischen, ethnischen, religio-
sen und sprachlichen Gruppen erfassen, also Tatbe-
stande, die von der Unterdruckung der Sprache und
Kultur einer Gruppe bis hin zum groBten Verbrechen,
der physischen Vemichtung von Menschen, reichten.

Erstmals taucht das Wort "Genozid" am 18. Oktober
1946 in einem offiziellen Schriftstiick auf, und zwar
in der Anklageschrift des Ntirnberger Kriegsverbre-
chertribunals. Dort heiBt es, die Angeklagten hatten
sich "dem bewuBten und systematischen Genozid,
das heiBt der Ausrottung von rassischen und nationa-
len Gruppen innerhalb der Zivilbevolkerung besetz-
ter Gebiete (hingegeben), mit dem Ziel, ausgewahlte
Rassen und Klassen der BevOlkening oder nationa-
ler, rassischer oder religiOser Gruppen zu vemichten"
(7) (Ubersetzung A.D.). Mit dem Wort solute eine bis
zu den Nazi-Verbrechen angeblich unbekannte Art
von Verbrechen benannt werden. Genozid wurde
dabei als Folge der ungehemmten Ausbreitung rassi-
stischer Tendenzen gesehen, eine einschrankende
Sichtweise, die nicht im Sinne der Schopfer des Be-
griffs lag. Im SchluBpladoyer der Anklage des Ntirn-
berger Tribunals kommt der Begriff dann auch nicht
mehr vor, weil sich keine Einigung tiber seine genaue
Bedeutung erzielen lieB.

Eine solche Einigung war aus einem einfachen
Grund nicht moglich: alle am Tribunal auf seiten der
Anklage vertretenen Staaten hatten ihre sprichwOrt-
liche Leiche im Keller (einige sogar im wortwOrtli-
chen Sinn) und wollten nattirlich die Bedeutung des
Begriffes so gefaBt sehen, daB ihre Taten nicht auch
als Genozid bezeichnet werden ktinnten. Die UdSSR
Stalins hatte einige hunderttausend (urn eine vorsich-

tige Schatzung zu gegen) eigener Einwohner ermor-
det, diskriminierte, unterdriickte nichtrussische Na-
tionalitaten oder siedelte sie zwangsweise in entlege-
ne Gebiete um (z. B. Krimtataren oder RuBlanddeut-
sche). Die USA diskriminierten die indianische
UrbevOlkerung (gegen die sie noch knapp ein halbes
Jahrhundert friiher unter dem Motto "Nur ein toter
Indianer ist ein guter Indianer" grausame Vertrei-
bungs- und Vemichtungsfeldziige gefuhrt hatten)
und die schwarze und spanischsprachige BevOlke-
rungsgruppe. Polen und Tschechen hatten 1945 zu
zehntausenden Menschen deutscher Volkszugeho-
rigkeit (darunter gerade aus KZ-Haft befreite deut-
sche Juden und Nazi-Gegner!) wegen ihrer Volkszu-
gehorigkeit zum Teil bestialisch umgebracht. Frank-
reich (in Indochina und auf Madagaskar) und die
Niederlande (in Hollandisch-Ostindien, dem spate-
ren Indonesien) waren in blutige Kolonialkriege
gegen Unabhangigkeitsbewegungen verstrickt,
GroBbritannien standen sowohl in Asien als auch in
Afrika solche bevor (in Malaysia z. B. die Vietnam-
krieg-ahnliche "Malayan Emergency" von 1947/48
bis 1960).

Anders ausgedrUckt: in den Jahren nach dem Zweiten
Weltkrieg solute ein Tatbestand "Wilkermord" ins
VOlkerrecht aufgenom men werden, doch die S taaten,
die die Tat definieren wollten, waren selbst in irgend-
einer Form "Tater" beziehungsweise potentielle
Tater, und sie muBten deshalb daran interessiert sein,
sie so eng zu definieren, daB eigentlich nur eine der
schlimmsten und verabscheuungswiirdigsten ihrer
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Erscheinungsformen, der Holocaust, eindeutig vom
Begriff erfaBt wurde!

"Genozid" in der
vOlkerrechtlichen Praxis

Endgultig in den Sprachschatz der VOlkerrechtler,
aber auch der internationalen Offentlichkeit, aufge-
nommen wurde der Begriff Genozid durch die "Kon-
vention Ober die Verhutung und Bestrafung des VOl-
kermords" der Vereinten Nationen vom 11. Dezem-
ber 1946. Dort heiBt es in Artikel II (8): "In dieser
Konvention bedeutet VOlkermord eine der folgenden
Handlungen, die in der Absicht begangen sind, eine
nationale, ethnische, rassische oder religiose Gruppe
als sokhe ganz oder teilweise zu zerstOren:
a) Totung von Mitgliedern der Gruppe;
b) Zufugung von schwerem kOrperlichem oder seeli-
schem Schaden an Mitglieder der Gruppe;
c) vorsatzliche Unterwerfung der Gruppe unter Le-
bensbedingungen mit dem Ziel, ihre kOrperliche Z,er-
stOrung ganz oder teilweise herbeizufuhren;
d) Verhangung von MaBnahmen, die auf die Gebur-
tenverhinderun innerhalb der Gruppe gerichtet sind;
e) gewaltsame Uberfuhrung von Kindern der Gruppe
in eine andere Gruppe."

Diese Begriffsbestimmung laBt wohl nicht ohne
Absicht viele InterpretationsmOglichkeiten offen,
und sie beschrankt sich zudem auf die Achtung von
Angriffen auf die physische Existenz von Mitglie-
dern einer Gruppe, wahrend die SchOpfer des Begrif-
fes ursprunglich auch an Angriffe auf die kulturelle
Existenz gedacht hatten. In der Praxis der Vereinten
Nationen wird die Anklage des VOlkermords nur fur
eine eng begrenzte Zahl von Taten zugelassen. Die
vorherrschende, auBerst enge Auslegung des Begrif-
fes fiihrt so dazu, daB bis heute eigentlich nur fiber
den VOlkermord, der von den Nazis an den Juden und
anderen VOlkern verubt wurde, wirklich Einigkeit
herrscht, wahrend begrundete Anklagen gegen Kolo-
nialmachte (zum Beispiel gegen Frankreich wahrend
des Algerienkrieges) stets zuruckgewiesen wurden
und werden. Und bis heute ist bei den Vereinten Na-
tionen (genau wie im Europarat) kein Konsens
dariiber zu erreichen, ob es sich bei der Ermordung
hunderttausender, vielleicht Millionen, christlicher
Armenier in der Tiirkei 1915/16 urn VOlkermord
handelte oder "nur" urn "ungliickliche, Ortliche Aus-
schreitungen in der Folge von Kriegshandlungen".
(9)

"Genozid": der beunruhigende
Begriff
Der franzOsische Historiker Yves Ternon, der sich
ausgehend von der armenischen Frage intensiv mit
dem Begriffsfeld "VOlkermord" auseinandersetzte,
schrieb 1985:

"Genozid ist ein Won fur Juristen und Moralisten,
aber es stOrt das politische Gleichgewicht. Da der
Verbrecher immer ein Staat ist, und da Staaten zur
Koexistenz bestimmt sind, und da der Genozid die

einzige Verfehlung ist, die es einem Regime verbie-
tet, weiterzubestehen, geraten Politik und Ethik in
Widerspruch und die Dialektik kommt dem Verbre-
chen zu Hilfe. Der Genozid ist inakzeptabel, also hat
er niemals stattgefunden, oder er wird zumindest
nicht als solcher benannt. Verdrehungen, Ver-
falschungen, alle Mittel sind recht, urn diese Tat ab-
zustreiten, wie sie recht gewesen waren, urn sie zu
begehen. (...) Sobald die Akte den Moralisten, den
Historikern oder den Juristen Obergeben wird,
beginnt die Auseinandersetzung Ober die Benennung
des Ereignisses. Wird es VOlkermord genannt, dann
wird das Massaker zeitlos und gerat in den GenuB der
Unverjahrbarkeit. Die hOchste Kunst des Verbre-
chens besteht darin, den Wilkermord unter einer
anderen Bezeichnung zu vertiben, die Spuren zu ver-
wischen, urn Zweifel zu Men und sich mit einem
Massaker wiederzufinden, das die internationale Ge-
meinschaft in der Sparte `Verluste' abbuchen wird,
wahrend man andernfalls das Stigma der Schandlich-
keit riskiert hatte. (...) Der Genozid ist ein Nicht-Er-
eignis, das nicht sein darf, weil es nicht zum Lauf der
Geschichte paBt." (10) (Ubersetzung A.D.)

Ein Blick auf die Grenzen des
VOlkerrechts
Die "ungeschickte" Formulierung der VOlkermord-
Konvention laBt verfalschenden Interpretationen und
Verschleierungen viel Raum; letztere werden von der
Staatengemeinschaft der Vereinten Nationen ge-
wOhnlich mehr oder weniger geduldet. Nicht zuletzt
durch die beiden Bedingungen, daB die Tat, die zur
Anklage kommen soil, von einem Staat und gezielt
mit der Absicht der Vernichtung einer klar definier-
ten Gruppe begangen worden sein muB. Der Vorwurf
der Absicht wird immer zuruckgewiesen werden,
und er ist in der Regel nur sehr schwer beweisbar.
AuBerdem wird der betreffende Staat immer abstrei-
ten, daB Massaker von der zentralen S taatsmacht ver-
schuldet worden seien: verantwortlich gemacht
werden "spontane Volkswut" (die Pogrome an der
tamilischen Bevolkerung auf Sri Lanka bieten ein
Beispiel fur eine solche Argumentation), oder "auger
Kontrolle geratene" Ortliche Staatsorgane, Polizei-
oder Mil itOreinheiten. Ganz zu schweigen davon, daB
mit der VOlkermord-Konvention die Taten von
nichtstaatlichen und iiberstaatlichen Gruppen wie
zum Beispiel Konzerne (Rohstoffausbeutung und
daraus resultierende Schadigung von Menschen und
ihrer Umwelt) iiberhaupt nicht greifbar oder anklag-
bar sind. Wenn infolge von Strahlenverseuchung
durch Uranabbau kanadische Indianer oder australi-
sche Ureinwohner in ihrer physischen Existenz akut
bedroht werden, dann gibt es auf vOlkerrechtlicher
Ebene anscheinend noch keine MOglichkeit, sich auf
die UN-Konventionen zu berufen, sondern es sind
allenfalls Klagen auf individueller, zivilrechtlicher
Ebene moglich.
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Kultureller Välkermord
(Ethnozid)

DaB der im VOlkerrecht verankerte Genozid-Begriff
in seiner vorherrschenden Auslegung nicht ausreicht,
alle Tatbestande zu erfassen, die in der Wirklichkeit
der Beziehungen zwischen VOlkern mOglich sind,
wurde schon friih besonders engagierten Ethnologen
klar, die sich intensiv mit den auBereuropaischen
VOlkern befaBten, deren politische Tradition nicht
auf dem Phanomen "Staat" beruhte. Es handelte sich
dabei urn VOlker, meist um Ureinwohnergruppen,
die als ethnische, sprachliche und kulturelle Minder-
heiten in Territorien lebten, die von anderen VOlkern
als integraler Teil ihres eigenen Staatsgebiets ange-
sehen wurden. Von Ausnahmefallen abgesehen (der
schon erwahnte Fall der Aché-Indianer in Paraguay
ging Ende der sechziger Jahre durch die Presse)
wurden diese VOlker in neuerer Zeit in der Regel
nicht physischer Vernichtung ausgesetzt, sondern
durch Eingriffe in ihre Lebens- und Wirtschaftsweise
(zum Beispiel durch Ansiedlung von ehemals nicht
seBhaften Jagern, Sammlern und Wanderfeldbauern
oder Hirtennomaden) und Erziehung in der Sprache
der Mehrheitsbevolkerung derart unter Druck
gesetzt, daB ihre sprachliche und kulturelle Assimi-
lierung innerhalb von htichstens zwei, drei Genera-
tionen zu erwarten stand. Vernichtet werden sollten,
sollen, also nicht Menschen, sondern eine Kultur.
Dieser Vorgang wird vom Begriff "Genozid" nicht
erfaBt. (...)

Meist wird der Begriff sogar eher beschreibend als
direkt wertend benutzt. So heiBt es zum Beispiel im
Grundsatzprogramm der "Gesellschaft fur bedrohte
VOlker", einer sich speziell fur ethnische, rassische
und religiose Minderheiten einsetzenden Menschen-
rechtsorganisation:

"Das Verbrechen des kulturellen VOlkermords zielt
auf die kulturelle, sprachliche und ethnische `Aus1O-
schung`oder die Zwangsassimilierung einer Volks-
gruppe: also auf die ZerstOrung seiner ethnischen
IdentitAt. Dazu gehoren im einzelnen:
*Zwangsumsiedlung einer Volksgruppe (...);
*Unterdriickung von Kultur und muttersprachlicher
Praxis in Wort und Schrift (...);
*Demographische und wirtschaftliche Manipulatio-
nen (...);
*Zerstbrung traditioneller Wirtschaftssysteme vor
allem bei StammesvOlkern durch ZwangsseBhaftma-
chen fahrender oder nomadisierender VOlker und die
ZerstOrung der okologischen Grundlagen (...);
*Erzwungene Missionierung (Zwangschristianisie-
rung, Zwangsislamisierung etc.)"

auch andere supra-nationale Organisationen noch
immer schwergemacht, das Problem feld "Kultureller
Volkermord" (das man auch mit dem Begriff "er-
zwungener Kulturwandel" umschreiben kOnnte) in
ihre Menschenrechtsarbeit einzubeziehen. Dies liegt
wohl in erster Linie daran, daB davon vor allem (aber
noch lange nicht ausschlieBlich) "eingeborene
VOlker", also VOlker mit anderer, a-staatlicher poli-
tisch-kultureller Tradition, die als Minderheiten in
Staaten nach europaischem Muster leben, betroffen
sind. Fur diese VOlker gilt, was in der Einleitung zu
der "Study of the Problem of Discrimination against
Indigenous Populations" (Genf 1983) einer Unter-
kommission der Menschenrechtskommission des
UN-Wirtschafts- und Sozialrats ECOSOC deutlich
bemdngelt wurde: "Keiner der grundsatzlichen Texte
der UNO enthAlt irgendwelche Bestimmungen, die
ausdrucklich und prazise eingeborene VOlker erwah-
nen oder von der Notwendigkeit sprechen, ihnen
Hilfe und Schutz zu gewahren." (11)

Allerdings kam es vor nunmehr zehn Jahren,
1977/78, zu dem, was der VOlkerrechtler Ermacora
eine "Tendenzumwende zu Gunsten des Minderhei-
tenschutzes" nannte. Seit der von der Menschen-
rechtskommission in Genf organisierten Anhorung
von Vertretern indianischer VOlker werden "einge-
borene VOlker" von den Organen der Vereinten Na-
tionen endlich als ernsthafte Gesprachspartner -ak-
zeptiert und an der Ausarbeitung von Konventionen,
die ihre Rechte festschreiben wurden, beteiligt. Es
bestehen Chancen, daB die Rechte dieser VOlker
einmal in einer vOlkerrechtlich bindenden Konven-
tion festgehalten werden. Daran arbeitet eine "Unter-
kommission fur die Verhinderung von Diskriminie-
rung und den Schutz von Minderheiten" der
ECOSOC, und seit 1982 auch eine spezielle "Ar-
beitsgruppe fur Eingeborene VOlker", an der Arbeit
letzterer sind Vertreter vieler eingeborener VOlker
maBgeblich beteiligt.

Mit dem Wald stirbt der
Mensch

Vortrag von Klemens Ludwig
Ober bedrohte VOlker und

Walder in SOclostasien
Am 4. Oktober um 20 Uhr im

Info-Video-Center (Centre
Convict)

Organisiert von "Iwerliewen" und
"Action Solidaritê Tiers Monde"

"Ethnozid" und VOlkerrecht

Die Beschreibung des Tatbestands "Ethnozid" im
Programm der "Gesellschaft fur bedrohte VOlker"
lainnte als brauchbare Grundlage fur die Ausarbei-
tung einer Ethnozid-Konvention als Erganzung der
Genozid-Konvention und der Aligemeinen Erkla-
rung der Menschenrechte genommen werden. Leider
haben es sich aber sowohi die Vereinten Nationen als

Zwar mahlen die Miihlen der Vereinten Nationen
langsam, aber vielleicht wird eines Tages eine UN-
Konvention verabschiedet werden kOnnen, die sich
an dem Text orientiert, der 1977 von Vertretern in-
dianischer VOlker beider Amerikas in Genf verfaBt
wurde. Darin heiBt es (12):

11. zitiert nach Gert Hensel,
Die UNO und das Recht, Ein-
geborener zu sein, in:
POGROM, Zeitschrift fur be-
drohte Volker (Gottingen), Nr.
97, 1983, S. 55
12. zitiert bei Hensel 1983, S.
57
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"Eingeborene VOlker sollen Anerkennung als Natio-
nen und eigene Personen des internationalen Rechts
erhalten, vorausgesetzt, daB das betreffende Volk als
Nation anerkannt zu werden wiinscht und die Grund-
bedingungen der Nationalitat	 namlich:
a) eine standige Bevolkerung hat,
b) ein umschriebenes Gebiet hat,
c) eine Regierung hat,
d) die Fahigkeit besitzt, mit anderen Staaten Bezie-
hungen au fzunehmen.

Eingeborene VOlker, welche die Bedingungen der
Nationalitat nicht erfiillen, werden hiermit zu Perso-
nen des internationalen Rechts erklart und werden
berechtigt, den Schutz dieser Erklarung zu genieBen,

vorausgesetzt, daB es sich urn identifizierbare
Gruppen handelt, welche ein Band der Sprache, des
Erbes, der Uberlieferung aufweisen oder eine andere
gemeinsame Identitat."

Es wurde den Vereinten Nationen wohl anstehen,
vierzig Jahre nach der Verabschiedung einer Allge-
meinen Erklarung der Menschenrechte und nach
ebensovielen Jahren der Vernachla.'ssigung endlich
die vOlkerrechtliche Existenz von VOlkern anzuer-
kennen, die zu lange im Schatten der Menschen-
rechtsgesetzgebung standen.

Alex Diederich

Frieden in Gerechtigkeit
Unter dem Namen "Frieden in Gerechtigkeit"
tagte die Europaische iikumenische Versamm-
lung vom 15. bis zum 21. Mai 1989 in Basel. Ihre
rund 65o Teilnehmer (darunter 2 Luxemburger)
waren Delegierte von 12o Kirchen aus West- und
Osteuropa. Sie waren von der Konferenz Europa-
ischer Kirchen und dem Rat der Europaischen Bi-
schofskonferenzen zusammengerufen worden.

Diese Versammlung ist jedoch nicht als isoliertes Er-
eignis zu betrachten. Sie bildet eine Station in einem
Prozess, der seit fast 10 Jahren in den Kirchen in
Gang gekommen ist, hier intensiver, dort eher ver-
halten oder erst im Anfangsstadium.

Tote waren zehn Jahre spater die Bilanz der !Catastro-
phe.

- 1939 kam ein katholischer Priester, Max Josef
Metzger (wie Bonhoeffer von den Nazis hingerich-
tet), zu der Erkenntnis: Wenn die Kirchen einen effi-
zienten Beitrag zum Frieden leisten wollen, miissen
sie als EINE Kirche sprechen und handeln. Aus
dieser Erkenntnis heraus schrieb er einen Brief an
Papst Pius XII. und schlug ein Vereinigungskonzil in
Assisi vor.

Zwei Propheten - zwei Rufer in
der Wiiste.

Delegierte
von 12o

Kirchen aus
West- und
Osteuropa
sprachen

Ober "Frieden
in Gerechtig-

keit"

Ein Blick in die Geschichte.

- Durch den heraufkommenden Nationalsozialismus
sah der protestantische Theologe Dietrich Bonhoef-
fer den Frieden gefahrdet. 1934 erklarte er auf einer
Tagung in Danemark:"Wer ruft zum Frieden, daB die
Welt es hurt, zu Wren gezwungen ist, daB alle VOlker
dariiber froh werden mussen? Der einzelne Christ
kann das nicht - er kann wohl, wo alle schweigen, die
Stimme erheben und Zeugnis ablegen, aber die
Machte der Welt kOnnen wortlos iiber ihn hinweg-
schreiten. Die einzelne Kirche kann auch wohl
zeugen und leiden - ach, wenn sie es nur tate -, aber
auch sie wird erdriickt von der Gewalt des Hasses.
Nur das eine groBe Okumenische Konzil der Heiligen
Kirche Christi aus aller Welt kann es so sagen, daB
die Welt zahneknirschend das Wort vom Frieden ver-
nehmen muB und die VOlker froh werden, weil die
Kirche ihren SOhnen im Namen Christi die Waffen
aus der Hand nimmt und ihnen den Krieg verbietet
und den Frieden ausruft iiber die rasende Welt."

- Auf Antrag der DDR-Delegation, die sich auf Bon-
hoeffers Initiative berief, wurde 1983 auf der 6. Voll-
versammlung des Okumenischen Rates der Kirchen
(*) in Vancouver der Auftrag formuliert, "die Mit-
gliedskirchen in einen konziliaren ProzeB gegensei-
tiger Verpflichtung (Bund) fur Gerechtigkeit,
Frieden und Bewahrung der SchOpfung einzubin-
den".

Konziliarer ProzeB: Zwischen den Kirchen besteht
die voile Kirchengemeinschaft noch nicht, so daB ein
gemeinsames Konzil noch nicht realisierbar ist;
dieses wird aber als Fernziel angesteuert.

Gerechtigkeit, Frieden, Bewahrung der Schopfung:
In den Augen der Delegierten hatten die Okonomi-
schen, Okologischen und friedenspolitischen Proble-
me in ihrer inneren Vernetzung derartige AusmaBe
angenommen, daB Christen in ihrem Gewissen gefor-
dert waren und nicht mehr tatenlos zusehen konnten.

Bonhoeffers warnende Stimme verhallte ungehort.
Man hatte Naherliegendes zu tun. 37,5 Millionen

- Auf den 21. Deutschen Evangelischen Kirchentag
in Dusseldorf (1985) rief der Physiker und Friedens-
forscher Carl Friedrich von Weizsacker die Kirchen
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